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Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss)  
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 

─ Drucksachen 19/4723, 19/5583 ─ 

Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Entlastung der Familien  

sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen  
(Familienentlastungsgesetz – FamEntlastG) 

Bericht der Abgeordneten Andreas Schwarz, Dr. André Berghegger, Dr. Birgit Malsack-
Winkemann, Christian Dürr, Dr. Gesine Lötzsch und Sven-Christian Kindler 

Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, das Kindergeld pro Kind ab 1. Juli 2019 um 
10 Euro pro Monat zu erhöhen und den steuerlichen Kinderfreibetrag entsprechend 
anzuheben. Zur steuerlichen Freistellung des Existenzminimums der steuerpflichtigen 
Bürgerinnen und Bürger und zum Ausgleich der kalten Progression sollen außerdem 
der Grundfreibetrag angehoben und die Eckwerte des Einkommensteuertarifs für die 
Veranlagungszeiträume 2019 und 2020 nach rechts verschoben werden. 

Die finanziellen Auswirkungen des Gesetzentwurfs auf die öffentlichen Haushalte 
stellen sich unter Berücksichtigung des aktualisierten Existenzminimumbericht wie 
folgt dar: 

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

(Steuermehr- / -mindereinnahmen (-) bzw. Minder- / Mehrausgaben (–)in Mio. Euro) 

Gebietskörpers
chaft 

Volle 
Jahres-
wirkung 1) 

Kassenjahr 

2019 2020 2021 2022 

Insgesamt - 9.795 - 4.095 - 9.395 
- 

10.045 
- 

10.240 

Bund  - 4.420 - 1.838 - 4.232 - 4.531 - 4.620 

Länder - 3.971 - 1.668 - 3.814 - 4.074 - 4.153 

Gemeinden - 1.404 - 589 - 1.349 - 1.440 - 1.467 

1) Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten.
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Die Kindergelderhöhung in Höhe von 10 Euro monatlich ab 1. Juli 2019 führt beim 
Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz zu Mehrausgaben in Höhe von bis zu 
3,3 Mio. Euro jährlich (Einzelplan 17 des Bundeshaushalts). 

Im Bereich der Arbeitsförderung ergeben sich durch die Anhebung des in den Einkom-
mensteuertarif integrierten Grundfreibetrags sowie der Verschiebung der Tarifeck-
werte ab dem Jahr 2019 geringe, nicht quantifizierbare Mehrausgaben beim Arbeits-
losengeld und Kurzarbeitergeld sowie beim Insolvenzgeld, bei der Berufsausbildungs-
beihilfe und beim Übergangsgeld. 

Die Erhöhung des Kindergeldes hat Auswirkungen auf die Leistungen der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende. Das erhöhte Kindergeld führt bei einer Anrechnung auf 
die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes zu Einsparungen im SGB II in 
Höhe von rd. 130 Mio. Euro im Jahr 2019 sowie rd. 260 Mio. Euro ab dem Jahr 2020, 
davon entfallen jeweils rund 100 bzw. 200 Mio. Euro auf den Bund und rund 30 bzw. 
60 Mio. Euro auf die Kommunen. Die Minderausgaben des Bundes im Bereich der 
Sozialen Entschädigung lassen sich aufgrund fehlender statistischer Daten nicht quan-
tifizieren; es wird davon ausgegangen, dass die in diesen Bereichen auf den Bund ent-
fallenden Minderausgaben geringfügig sind. Im 4. Kapitel SGB XII (Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung) erhalten nur wenige Leistungsempfänger über 18 
Jahren Kindergeld. Die Einsparungen sind daher mit 22 Tausend Euro für den Bund 
äußerst geringfügig. Im 3. Kapitel SGB XII (Hilfe zum Lebensunterhalt) ist die Ent-
lastung mit rund 4 Mio. Euro jährlich für die Kommunen deutlicher. 

Durch die Erhöhung des Kindergeldes und des steuerlichen Kinderfreibetrages wech-
seln rund 2.100 Haushalte aus SGB II-Bezug in das Wohngeld. Dadurch ergeben sich 
insgesamt Mehrausgaben beim Wohngeld von rund 3,4 Mio. Euro für 2019 (Bund und 
Länder je zur Hälfte). Den Mehrausgaben im Wohngeld stehen Minderausgaben im 
SGB II in gleichem Umfang gegenüber. 

Erfüllungsaufwand 

Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Der Gesetzentwurf führt nicht zu einer Veränderung des Erfüllungsaufwandes für Bür-
gerinnen und Bürger. 

Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Der Gesetzentwurf führt zu geringfügigem, nicht bezifferbarem einmaligen Erfül-
lungsaufwand für die Wirtschaft infolge der Anpassung von Lohnsteuerberech-
nungs-/Lohnabrechnungsprogrammen. 

Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Die Erhöhung des Kindergeldes für 2019 führt bei den Familienkassen zu einem Um-
stellungsaufwand in einer Höhe von insgesamt 921.520 Euro. 

In den Ländern entsteht einmaliger automationstechnischer Umstellungsaufwand bei 
der Änderung der steuerlichen Freibeträge. Dieser erfolgt im Rahmen der laufenden 
Pflege und Aktualisierung der IT-Programme und ist nicht separat bezifferbar. 

Die Anrechnung des Kindergeldes auf Sozialleistungen führt infolge der Erhöhung des 
Kindergeldes 2019 zu einem geringen, nicht quantifizierbaren Umstellungsaufwand 
bei den Sozialleistungsträgern. Die Anrechnung des Kindergeldes auf die Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende führt zu einem geringen, nicht quantifizierbaren Umstellungs-
aufwand bei den Jobcentern. Auch im Bereich der Sozialen Entschädigung und des 
SGB XII (Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung) führt die Anrechnung 
des Kindergeldes zu Aufwand bei den örtlich zuständigen Trägern bzw. den Jobcen-
tern. Dieser Aufwand lässt sich aufgrund fehlender statistischer Daten nicht quantifi-
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zieren. Es wird davon ausgegangen, dass die in diesem Bereich anfallenden Umstel-
lungsaufwände vergleichbar mit dem Erfüllungsaufwand im Bereich des SGB II und 
als geringfügig einzustufen sind. 

Weitere Kosten 

Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direk-
ten sonstigen Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbeson-
dere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

Der Haushaltsausschuss hält den Gesetzentwurf mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktionen 
DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für mit der Haushaltslage des 
Bundes vereinbar. 

Die Finanzplanung des Bundes für die Folgejahre ist entsprechend fortzuschreiben. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden Finanzausschuss vorgelegten Be-
schlussempfehlung.  

Berlin, den 7. November 2018 

Der Haushaltsausschuss 

Peter Boehringer 

Vorsitzender 

Andreas Schwarz Dr. André Berghegger Dr. Birgit Malsack-Winkemann 

Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatterin 

Christian Dürr Dr. Gesine Lötzsch Sven-Christian Kindler 

Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatter 
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